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Die EVN Wärme GmbH, vertreten durch Onz & Partner Rechtsanwälte GmbH, 1010

Wien, hat mit Schreiben vom 10. August 2026 einen Antrag gemäß § 3 Abs 7

UVP-G 2000 gestellt, die NÖ Landesregierung möge feststellen, ob das Vorhaben

einen Tatbestand im Sinn des § 3 oder § 3a UVP-G 2000 iVm Anhang 1 zum

UVP-G 2000 erfüllt und damit der Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltver-

träglichkeitsprüfung unterliegt.

Spruch

I Feststellung

& Partner Rechtsanwälte GmbH, 1010 Wien, bestehend aus

a) einer Geothermieanlage auf den Grundstücken Nr 675 und 676, inneliegend

der EZ 149, KG 16101 Achau (Standort Nr 1) und einer Geothermieanlage auf

dem Grundstück Nr 709, inneliegend der EZ 228, KG 05224 Zwölfaxing

(Standort Nr 2)

und

b) einer Transportinfrastruktur für den Wärmetransport in den Gemeinden Achau,

Zwölffaxing, Himberg, Laxenburg, Biedermannsdorf und Wr. Neudorf,

keinen Tatbestand im Sinn des § 3 oder § 3a UVP-G 2000 iVm Anhang 1 zum
UVP-G 2000 erfüllt und damit nicht der Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt.

Rechtsgrundlagen

Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000  UVP-G 2000, BGBl. Nr. 697/1993 idF

BGBl. I Nr. 35/2025, insbesondere § 3 Abs 7 iVm Z 4, 13, 28, 32, 33, 34 und 46 des

Anhanges 1 zum UVP-G 2000
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Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991  AVG, BGBl. Nr. 51/1991 idF

BGBl. I Nr. 82/2025, insbesondere §§ 37ff

Hinweis:

Die Kosten (Gebühren) -vorschreibung erfolgt gesondert.

Begründung

1 Sachverhalt

1.1 Allgemeines

1.1.1 Vorhabensbeschreibung

1.1.1.1 Die Projektwerberin beabsichtigt die Umsetzung eines Vorhabens zur

Gewinnung und Abgabe von geothermischer Energie zum Zwecke der kommunalen

Fernwärmeversorgung.

Im Überblick besteht das Vorhaben aus

a) zwei Anlagen zur Förderung und Reinjektion von Thermalwasser (sog ge-

othermische Dubletten) samt einer Wärmetauscheranlage und den dazugehö-

rigen obertägigen Anlagen in Achau (Standort Nr 1) und Zwölfaxing (Standort

Nr 2, gesamt Geothermieanlagen)

b) einer Transportinfrastruktur für den Wärmetransport (Transportinfrastruktur).

Das Vorhaben liegt in den Gemeindegebieten von Achau, Zwölfaxing, Himberg, La-

xenburg, Biedermannsdorf und Wr. Neudorf.

1.1.1.2 Bohrplätze (an beiden Standorten)

Am Standort Nr 1 (Achau) soll ein Bohrplatz in einer Größe von 1,13 ha auf dem

Grundstück Nr 676, inneliegend der EZ 149, KG 16101 Achau errichtet werden. Dazu

kommt eine temporäre Inanspruchnahme im Ausmaß von 1,14 ha für die Zwischen-

lagerung von Humus und ein Testbecken für den wasserwirtschaftlichen Versuch auf

den Grundstücken Nr 675 und 676, KG 16101 Achau.
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Am Standort Nr 2 (Zwölfaxing) soll ein Bohrplatz in einer Größe von 1,45 ha auf

dem Grundstück Nr 709, inneliegend der EZ 228, KG 05224 Zwölfaxing errichtet

werden. Dazu kommt eine temporäre Inanspruchnahme im Ausmaß von 1,65 ha für

die Zwischenlagerung von Humus und ein Testbecken für den wasserwirtschaftlichen

Versuch.

Auf den beiden Bohrplätzen soll jeweils ein Brunnen mit einer Tiefe von ca 10 m er-

richtet werden, mit denen aus dem ersten Grundwasserhorizont Grundwasser im

Ausmaß von jeweils 4.200 l/min bzw 80.000 m³/a, dh in Summe 8.400 l/min bzw

160.000 m³/a in der Bohrphase (zur Anmischung der Bohrspülung und zum Aus-

gleich von Spülungsverlusten) entnommen werden soll. Beim weiteren Betrieb der

Geothermieanlage wird das Grundwasser für Reinigungszwecke in der Anlage sowie

für den Ausgleich von Verlusten in der Transportinfrastruktur im Umfang von jeweils

max 4.000 m³/a, dh in Summe max 8.000 m³/a entnommen und genutzt.

1.1.1.3 Anlagen zur Förderung und Reinjektion des Thermalwassers (an bei-

den Standorten)

Auf beiden Bohrplätzen sollen geothermische Dubletten in eine voraussichtliche Teu-
fe von 3.000 bis 4.500 Meter unter Gelände abgeteuft werden.

Am Standort Nr 1 (Achau) stellt die Wetterstein-Formation des ostalpinen, mitteltrias-

dar. Die dadurch aufgeschlossenen geothermischen Reservoire haben eine Ausdeh-

nung von mindestens 9 km².

Am Standort Nr 2 (Zwölfaxing) stellt die Formation Aderklaa- / Rothneusiedl Konglo-

merat der miozänen Füllung des Wiener Beckens das Zielreservoir dar. Die dadurch

aufgeschlossenen geothermischen Reservoire haben eine Ausdehnung von mindes-

tens 70 km².

Die geothermischen Dubletten bestehen jeweils aus einer Produktions- und einer In-

jektionsbohrung:

a) In der Produktionsbohrung wird das heiße Lagerstättenwasser (idF kurz Fluid)

mittels einer Tauchkreiselpumpe aus seinem geothermischen Reservoir an die
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Oberfläche gefördert. Obertägig wird das Fluid durch einen Wärmetauscher

geleitet.

b) Anschließend wird das abgekühlte Fluid in die Injektionsbohrung gepumpt und

so in das geothermische Reservoir reinjiziert.

Insgesamt ergibt sich daraus ein geschlossener Kreislauf, der den mengenmäßi-
gen oder chemischen Zustand des Tiefengrundwassers nicht berührt.

Die Produktions- und Injektionsbohrungen sind im Reservoir (dh untertägig) ca 1,5

bis 3 km voneinander entfernt. Dieser Abstand ist notwendig, damit sich das reinji-

zierte Fluid auf seinem Weg zur Produktionsbohrung wieder aufwärmen kann. Damit

soll gewährleistet werden, dass die Anlagen zumindest 50 Jahre funktionstüchtig be-

trieben werden können.

Die Dubletten sind auf eine jährliche Kapazität von jeweils 4,760.000 m³, dh in
Summe 9,520.000 m³ (Förderung und Injektion) ausgelegt.

1.1.1.4 Anlagen zur Übertragung der Wärme (an beiden Standorten)

Zur Übertragung der Wärme aus dem Thermalwasser an das Wasser der Transport-

leitung sind Wärmetauscher vorgesehen. Diese sollen jeweils in einem neu zu er-

richtenden Gebäude untergebracht werden.

Am Standort Nr 1 soll der Wärmetauscher mit einer thermischen Leistung von
max 25 MW auf den Grundstücken Nr 675 und 676, EZ 149, KG 16101 Achau situ-

iert werden.

Am Standort Nr 2 soll der Wärmetauscher mit einer thermischen Leistung von
max 17 MW auf dem Grundstück Nr 709, EZ 228, KG 05224 Zwölfaxing aufgestellt

werden.

1.1.1.5 Nebenanlagen (an beiden Standorten)

Neben den genannten Anlagen sind an beiden Standorten u.a. Filter-, Abscheide-

und Pumpanlagen, Rohrleitungen, mess- und regelungstechnische Einrichtungen,

Energieversorgungseinrichtungen, Aufenthalts- und Sanitärräumlichkeiten sowie die

infrastrukturelle Anbindung vorgesehen.
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1.1.1.6 Transportinfrastruktur (gesamt inkl hydraulische Weiche)

Die über den Wärmetauscher übernommene geothermisch erzeugte Wärme wird

über zwei Leitungsabschnitte in das bestehende Netz transportiert. Diese Transport-
leitungen weisen einen Nennwert von DN 250  DN 500 auf.

Bestandteil der Transportinfrastruktur ist auch eine hydraulische Weiche, die im Be-

triebsgebäude am Standort Nr 1 untergebracht wird. Diese verbindet die Wär-

metransportleitungen der beiden Standorte und überträgt die geothermisch erzeugte

Wärme mittels Wärmetauscher mit einer maximalen Leistung von ca 42 MW auf die

weiterführende Transportleitung, mit der die Einspeisung in das bestehende Netz er-

folgt.

Diese hydraulische Weiche übernimmt auch die Funktion eines Kurzzeit-Wärme-

speichers für einen Speicherzeitraum von maximal 8 bis 12 Stunden (Nachtprodukti-

on der beiden geothermischen Anlagen). Sie ist für ein Speichervolumen von max

500 MWh ausgelegt.

Dieser Leitungsabschnitt 1 verläuft von den beiden Wärmetauschers zur hydrauli-

schen Weiche am Standort Nr 1. Er weist eine Länge von ca 12,85 km auf und be-

steht aus dem Teilabschnitt Standort Nr 2  hydraulische Weiche Achau (12,8 km)

und dem Teilabschnitt Standort Achau  hydraulische Weiche Achau (0,05 km).

Dieser Leitungsabschnitt verläuft vorrangig entlang von befestigten Straßen und

landwirtschaftlichen Wegen im Grünland durch die Gemeindegebiete Zwölfaxing und

Himberg bis zur hydraulischen Weiche in der Gemeinde Achau.

Der Leitungsabschnitt 2 umfasst den Bereich zwischen dem Wärmetauscher der hyd-

raulischen Weiche und den Einspeisepunkten in das bestehende Netz. Es sind zwei

Einspeisepunkte (a-Südeinspeisung, b-Nordeinspeisung) vorgesehen, die von einem

Knotenpunkt in der Gemeinde Biedermannsdorf abzweigen. Er weist eine Länge von

7,9 km auf und besteht aus folgenden Teilabschnitten:

 Teilabschnitt hydraulische Weiche  Knotenpunkt Biedermannsdorf: 3,3 km

 Teilabschnitt 2a Knotenpunkt  Südeinspeisung: 1,4 km

 Teilabschnitt 2b Knotenpunkt  Nordeinspeisung: 3,2 km
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Dieser Leitungsabschnitt verläuft ebenfalls vorrangig entlang von befestigten Straßen

und landwirtschaftlichen Wegen im Grünland durch die Gemeinden Achau, Laxen-

burg und Biedermannsdorf zum Knotenpunkt Biedermannsdorf. Die daran anschlie-

ßenden Teilstränge liegen in den Gemeinden Biedermannsdorf und Wr. Neudorf. Der

Einspeisepunkt des bestehenden Netzes liegt in der Gemeinde Wr. Neudorf.

Daraus errechnet sich eine Gesamtlänge aller Transportleitungen von 20,75 km.

1.1.1.7 Rodungen

Für die Errichtung des Vorhabens sind Rodungen im Umfang von 1,3 ha erforderlich.

1.2 Lage des Vorhabens

2 Antrag auf Feststellung gemäß § 3 Abs 7 UVP-G 2000 bei der NÖ Landes-
regierung als UVP-Behörde

2.1 Die EVN Wärme GmbH, vertreten durch Onz & Partner Rechtsanwälte GmbH,

1010 Wien, hat mit Schreiben vom 10. August 2026 (ha eingelangt 21. August 2026)
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den Antrag gestellt, die NÖ Landesregierung möge gemäß § 3 Abs 7 UVP-G 2000

feststellen, ob

burg, Biedermannsdorf und Wr. Neudorf, einen Tatbestand im Sinn des § 3 und § 3a

iVm Anhang 1 zum UVP-G 2000 erfüllt und daher der Verpflichtung zur Durchführung

einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt.

2.2 Aufgrund dieses Antrages wurde von der NÖ Landesregierung als UVP-

Behörde, Abteilung Umwelt- und Anlagenrecht, ein Feststellungsverfahren zu diesem

Vorhaben eingeleitet.

3 Erhobene Beweise

3.1 Der erhobene Sachverhalt basiert auf dem Feststellungsantrag, den von der

Antragstellerin beigelegten Unterlagen und den eingelangten Stellungnahmen im Zu-

ge des Parteiengehör sowie der Verwendung von Kartendiensten.

4 Beweiswürdigung

4.1 Den von der Antragstellerin gemachten Angaben konnte insofern gefolgt wer-

den, als sie nach Verbesserung nachvollziehbar und nicht widersprüchlich waren. Im

Übrigen wurde von Verfahrensbeteiligten nicht behauptet, dass die Angaben nicht

das tatsächlich geplante Vorhaben beschreiben.

5 Entscheidungsrelevanter Sachverhalt

Der Entscheidung wird folgender, sich aus dem Ermittlungsverfahren ergebender,

Sachverhalt zugrunde gelegt:

5.1 Die antragsgegenständlichen Geothermieanlagen und die Transportinfrastruktur

bilden ein einheitliches Vorhaben.

5.2 Obertägig nimmt das Vorhaben eine Fläche von 2,58 ha (1,13 ha am Standort

1, 1,45 ha am Standort 2) in Anspruch. Zusätzlich werden in der Errichtungsphase

bis zu 2,79 ha (1,14 ha am Standort 1, 1,65 ha am Standort 2)  insbesondere für

temporäre Lagerzwecke  genutzt.

5.3 Die geplanten Anlagen für Tiefenbohrungen weisen eine Teufe zwischen 3.000

und 4.500 m auf und stehen in keinem Zusammenhang mit der Wasserversorgung.
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5.4 Die Geothermieanlagen liegen obertägig in keinem schutzwürdigen Gebiet der

Kategorie A des Anhanges 2 zum UVP-G 2000. Die Geothermieanlage am Standort

Nr 1 liegt obertägig ca 500 m vom Europaschutzgebiet

Ebene- , ihre Tiefenbohrungen reichen ab einer Tiefe von ca

1.000 m in dieses schutzwürdige Gebiet hinein.

5.5 Mit der Errichtung der Transportinfrastruktur sind Rodungen im Ausmaß von

rund 1,3 ha verbunden. Diese Rodungen stellen keine Erweiterung bestehender Ro-

dungen dar.

5.6 Das Vorhaben (inklusive der Transportinfrastruktur) liegt partiell im Geltungsbe-

reich der Verordnung betreffend die Bestimmungen eines Schongebietes zum Schutz

der Heilquellen von Baden und Bad Vöslau und damit in einem schutzwürdigen Ge-

biet der Kategorie C des Anhanges 2 zum UVP-G 2000.

5.7 Der Wärmetauscher am Standort Nr 1 (Achau) verfügt über eine Leistung von

max 25 MW, jener am Standort Nr 2 (Zwölfaxing) über max 17 MW. Gemeinsam ver-

fügen die Wärmetauscher über eine maximale thermische Leistung von max 42 MW.

5.8 Die der Einspeisung des Warmwassers ins Bestandswärmenetz dienende

Transportinfrastruktur verfügt über einen Innendurchmesser von 250  500 mm und

weist eine Gesamtlänge von maximal 20,75 km auf.

6 Parteiengehör/Stellungnahmen

6.1 Allgemeine Ausführungen

6.1.1Die Behörde hat auf Antrag des Projektwerbers/der Projektwerberin, einer mit-

wirkenden Behörde oder des Umweltanwaltes festzustellen, ob für ein Vorhaben eine

Umweltverträglichkeitsprüfung nach diesem Bundesgesetz durchzuführen ist und

welcher Tatbestand des Anhanges 1 oder des § 3a Abs 1 bis 3 UVP-G 2000 durch

das Vorhaben verwirklicht wird. Parteistellung haben der Projektwerber/die Projekt-

werberin, der Umweltanwalt und die Standortgemeinde. Vor der Entscheidung sind

die mitwirkenden Behörden sowie das wasserwirtschaftliche Planungsorgan zu hören

(§ 3 Abs 7 UVP-G 2000).

6.1.2Die Parteien sowie die Beteiligten des Verfahrens hatten die Möglichkeit, sich

zu der Frage zu äußern, ob für das konkrete Vorhaben eine Umweltverträglichkeits-
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prüfung nach diesem Bundesgesetz durchzuführen ist und welcher Tatbestand des

Anhanges 1 oder des § 3a Abs 1 bis 3 UVP-G 2000 durch das Vorhaben verwirklicht

wird.

6.2 Im Verfahren wurden folgende Stellungnahmen abgegeben:

6.2.1 Stellungnahme des wasserwirtschaftlichen Planungsorgans vom
24.08.2026

[...]

Der Standort Zwölfaxing auf dem Gst. Nr. 709, KG Zwölfaxing, liegt außerhalb

wasserrechtlicher Schutz- und Schongebiete, eines Sanierungsprogramms, eines

Grundwassersanierungsgebietes und eines wasserwirtschaftlichen Regionalpro-

gramms.

Der Standort Achau auf den Gst. Nr. 675 und 676, KG Achau liegt außerhalb ei-

nes wasserrechtlichen Schutzgebietes, eines Sanierungsprogramms, eines

Grundwassersanierungsgebietes und eines wasserwirtschaftlichen Regionalpro-

gramms.

Aufgrund der Lage innerhalb des Grundwasserschongebietes Baden und Bad

Vöslau (Außenzone Ostteil) besitzt der vorbeugende Grundwasserschutz in die-

sem Bereich ein hohes öffentliches Interesse und ist entsprechend zu berücksich-

tigen.

Die Vorgaben des Grundwasserschongebietes Baden und Bad Vöslau in der Au-

ßenzone Osttteil dienen dem Schutz tiefer Grundwasserkörper im Hinblick auf die

bestehenden Mineral- und Thermalwassernutzungen in Baden und Bad Vöslau

und sehen eine wasserrechtliche Bewilligungspflicht für Bohrungen über 200 m

Tiefe unter GOK vor. Dies trifft somit auf die geplanten Tiefbohrungen in Achau zu.

[...]

6.2.2 Stellungnahme der NÖ Umweltanwaltschaft vom 31.08.2026

[...]
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Nach Durchsicht der übermittelten Unterlagen zum eingereichten Feststellungsan-

trag erkennt die NÖ Umweltanwaltschaft keinen Tatbestand, der die Durchführung

einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich machen würde.

[...]

6.2.3 Stellungnahme des Bundesministeriums für Finanzen als Montanbehörde
vom 24.08.2026

[...]

Aus den dem gegenständlichen Schreiben beigefügten Unterlagen ist zu entneh-

men, dass die EVN Wärme GmbH die Errichtung von zwei Geothermieanlagen an

den Standorten "Achau" und "Zwölfaxing" beabsichtigt.

Das Abteufen der Bohrungen an den Standorten "Achau" und "Zwölfaxing" ist von

begrenzter zeitlicher Dauer. Hierbei kommt es aus Sicht der Montanbehörde Ost

nur zu einem geringen Ressourcenverbrauch. Die Herstellung der jeweiligen Boh-

rung bedarf einer Bewilligung gemäß § 119 MinroG i.d.g.F.. Weiters wird darauf

hingewiesen, dass die Gewinnung geothermischer Energie nur dort vorgenommen

werden kann, wo die natürlichen Voraussetzungen (u.a. örtliche Lage des Vor-

kommens, geeignete Reservoir-eigenschaften) dafür gegeben sind.

Das gegenständliche Projekt zur Gewinnung von geothermischer Energie soll ei-

nen Beitrag zur kommunalen Wärmeversorgung leisten.

[...]

6.2.4 Stellungnahme der Landeshauptfrau von NÖ als Behörde nach dem WRG
vom 03.09.2026

[...]

Der Antrag der EVN Wärme GmbH betreffend Geothermie an den Standorten

Achau und Zwölfaxing samt Transportinfrastruktur wird ha. zur Kenntnis genom-

men.

[...]
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6.2.5 Stellungnahme der Marktgemeinde Laxenburg vom 07.09.2026

[...]

1. Umfang des geplanten Vorhabens

Aus dem Antrag auf Feststellung der UVP-Pflicht der EVN Wärme GmbH sowie

Ihres Schreibens vom 24.08.2026 geht hervor, dass das beabsichtigte Vorhaben

die Errichtung einer Geothermieanlage samt Transportinfrastruktur mit Tiefenboh-

rungen an zwei Standorten (Achau und Zwölfaxing) unter Inanspruchnahme einer

Fläche im Ausmaß von insgesamt 2,58 ha und einer Teufe zwischen ca. 3.000 m

und 4.500 m umfassen soll. Zur Produktion und Injektion des Thermalwassers sol-

len Dubletten mit einer Kapazität von insgesamt 9,520.000 m3 ausgelegt und zwei

Wärmetauscher mit einer thermischen Leistung von insgesamt 42 MW samt Ne-

benanlagen aufgestellt werden.

Der Transport der über die Wärmetauscher gewonnenen geothermischen Wärme

soll über zwei Leitungsabschnitte erfolgen, durch die die Wärme in das bestehen-

de Netz transportiert wird. Die Transportleitungen sollen einen Nennwert von DN

250  DN 500 aufweisen und verlaufen vorrangig auf befestigten Straßen und

landwirtschaftlichen Wegen im Grünland unter anderem durch das Gebiet der

Marktgemeinde Laxenburg. Die Gesamtlänge aller Transportleitungen soll

20,75 km umfassen.

Für die Umsetzung dieses Vorhabens werden Rodungen im Ausmaß von 1,3 ha

erforderlich sein.

2. Subsumtion des gegenständlichen Vorhabens

Um das gegenständliche Projekt mit dem Ziel der Gewinnung und Abgabe von

geothermischer Energie umsetzen zu können, sind nicht nur die Durchführung der

Tiefenbohrungen und die Errichtung von Wärmetauschern erforderlich, sondern

eine Vielzahl an untrennbar miteinander verbunden technischen und funktionellen

Anlagen und Bestandteilen. Ohne die Durchführung von Tiefenbohrungen und die

Errichtung von Wärmetauschern wäre die Gewinnung von Thermalwasser nicht

möglich und die geothermische Energie könnte in der vorgesehenen Form nicht

nutzbar gemacht werden.
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Auch wäre ohne die Schaffung der entsprechenden Transportinfrastruktur eine

Einspeisung der erzeugten Wärme in das Netz nicht möglich und der eigentliche

Projektzweck wäre nicht erreichbar. Vor diesem Hintergrund steht das gegen-

ständliche Vorhaben in einem räumlichen, sachlichen und zeitlichen Zusammen-

hang, sodass die einzelnen Projektbestandteile im Sinne der Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofs technisch und funktionell untrennbar miteinander ver-

bunden sind.

Bei dem gegenständlichen Vorhaben handelt es sich folglich vielmehr um ein ein-

heitliches Gesamtvorhaben und nicht um mehrere voneinander unabhängige Ein-

zelmaßnahmen.

2.1. Transportinfrastruktur gemäß Anhang 1 Z 13 lit. e UVP-G

Gemäß Anhang 1 Z 13 lit. e UVP-G sind in Spalte 3 Rohrleitungen für den Trans-

port von Warmwasser in schutzwürdigen Gebieten der Kategorie A oder C mit ei-

nem Innendurchmesser von mindestens 1000 mm und einer Trassenlänge von

mindestens 70 km erfasst. Seit der UVP-G-Novelle 2023 fallen auch Rohrleitun-

gen zum Transport von Fernwärme und geothermisch gewonnener Wärme unter

diesen Tatbestand (Schmelz/Schwarzer, UVP-G-ON2.00 Anhang 1 Z 13 Rz 16).

Das Vorhaben befindet sich in einem schutzwürdigen Wasserschutzgebiet der Ka-

tegorie C gemäß Anhang 2 UVP-G (Verordnung zum Schutz der

-Lanzendorf, Ach-

au, Biedermannsdorf, Wiener Neudorf, Vösendorf, Hennersdorf, Leopoldsdorf,

Perchtoldsdorf, Brunn am Gebirge, Maria Enzersdorf und Mödling, LGBl. NÖ Nr.

80/2016). Darüber hinaus wird beabsichtigt, die Transportinfrastruktur nördlich

vom Schlosspark Laxenburg, der zu den Natura-2000-Gebieten und somit zu den

besonders schutzwürdigen Schutzgebieten der Kategorie A zählt, zu schaffen.

Aus Sicht der Marktgemeinde Laxenburg können aufgrund des Vorhabens entste-

hende erhebliche Auswirkungen auf das Natura-2000-Gebiet von Vornherein nicht

ausgeschlossen werden.

Weiters kann der Abbildung auf Seite 3 des Feststellungsantrags nicht konkret

entnommen werden, auf welchen Flächen mit welcher Widmung die Errichtung der

Transportinfrastruktur vorgesehen ist. Die Marktgemeinde Laxenburg vermutet,
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dass die Transportinfrastruktur insbesondere entlang von Grünflächen, die als

Kleingärten gewidmet sind, verlaufen soll. Aus diesem Grund ist bei der Prüfung

des Vorhabens im Sinne des § 3 Abs. 4 UVP-G insbesondere die ökologische

Empfindlichkeit des Standorts zu berücksichtigen.

Es ist daher eine Einzelfallprüfung nach § 3 Abs. 4 UVP-G vorzunehmen und zu

beurteilen, ob durch die Umweltauswirkungen der Schutzzweck, für den das

schutzwürdige Gebiet (Kategorien A, C, D und E des Anhanges 2) festgelegt wur-

de, wesentlich beeinträchtigt wird.

Weiters ist eine Kumulationsprüfung im gegenständlichen Fall gemäß § 3 Abs. 2

UVP-G vorzunehmen, zumal die Trassenlänge im Ausmaß von 20,75 km den in

Anhang 1 Z 13 lit. e UVP-G festgelegten Schwellenwert von mindestens 70 km um

mehr als 25 % überschreitet.

2.2. Rodungen gemäß Anhang 1 Z 46 lit. e UVP-G

Das gegenständliche Vorhaben erfordert Rodungen im Ausmaß von 1,3 ha. Es ist

zu prüfen, ob durch die Kumulation mit anderen gleichartigen Rodungen im räum-

lichen Zusammenhang die Schwellenwerte gemäß Anhang 1 Z 46 lit. e UVP-G er-

reicht werden. Ferner ist zu prüfen, ob im räumlichen Zusammenhang in den be-

treffenden Gebieten Rodungen bereits bestehen oder genehmigt wurden, sodass

die Schwellenwerte kumulativ oder die Bagatellgrenze überschritten werden.

3. Anträge

Es werden daher die Anträge

gestellt, die Behörde möge feststellen, dass

1. das gegenständliche Vorhaben in einem engen funktionellen Zusammen-

hang steht und durch die kumulative Wirkung die Schwellenwerte des An-

hanges 1 des UVP-G erreicht bzw. erfüllt werden,

2. eine Einzelfallprüfung nach § 3 Abs. 4 UVP-G, insbesondere hinsichtlich

der Auswirkungen auf das Natura-2000-Gebiet, vorzunehmen ist,

3. aufgrund des Überschreitens der Bagatellschwelle von 25 % eine Kumula-

tionsprüfung erforderlich ist und
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4. eine UVP-Pflicht besteht.

[...]

6.2.6 Stellungnahme der Bezirkshauptmannschaft Bruck an der Leitha vom
07.09.2026

[...]

Seitens der Bezirkshauptmannschaft Bruck an der Leitha sowie des zuständigen

Amtssachverständigen für Wasserbau bestehen keine fachlichen Bedenken. Vom

Amtssachverständigen für Forstwesen und Naturschutz erfolgt erst im Rahmen ei-

nes allfälligen UVP-Verfahrens eine fachliche Stellungnahme.

[...]

7 Entscheidungsrelevante Rechtsgrundlagen

7.1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991  AVG

Anbringen

§ 13. (1) Soweit in den Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, können

Anträge, Gesuche, Anzeigen, Beschwerden und sonstige Mitteilungen bei der Be-

hörde schriftlich, mündlich oder telefonisch eingebracht werden. Rechtsmittel und

Anbringen, die an eine Frist gebunden sind oder durch die der Lauf einer Frist be-

stimmt wird, sind schriftlich einzubringen. Erscheint die telefonische Einbringung ei-

nes Anbringens der Natur der Sache nach nicht tunlich, so kann die Behörde dem

Einschreiter auftragen, es innerhalb einer angemessenen Frist schriftlich oder münd-

lich einzubringen.

(2) Schriftliche Anbringen können der Behörde in jeder technisch möglichen Form

übermittelt werden, mit E-Mail jedoch nur insoweit, als für den elektronischen Verkehr

zwischen der Behörde und den Beteiligten nicht besondere Übermittlungsformen

vorgesehen sind. Etwaige technische Voraussetzungen oder organisatorische Be-

schränkungen des elektronischen Verkehrs zwischen der Behörde und den Beteilig-

ten sind im Internet bekanntzumachen.
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(3) Mängel schriftlicher Anbringen ermächtigen die Behörde nicht zur Zurückweisung.

Die Behörde hat vielmehr von Amts wegen unverzüglich deren Behebung zu veran-

lassen und kann dem Einschreiter die Behebung des Mangels innerhalb einer ange-

messenen Frist mit der Wirkung auftragen, dass das Anbringen nach fruchtlosem Ab-

lauf dieser Frist zurückgewiesen wird. Wird der Mangel rechtzeitig behoben, so gilt

das Anbringen als ursprünglich richtig eingebracht.

7.2 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000  UVP-G 2000

Begriffsbestimmungen

§ 2. [...]

(2) Vorhaben ist die Errichtung einer Anlage oder ein sonstiger Eingriff in Natur und

Landschaft unter Einschluss sämtlicher damit in einem räumlichen und sachlichen

Zusammenhang stehender Maßnahmen. Ein Vorhaben kann eine oder mehrere An-

lagen oder Eingriffe umfassen, wenn diese in einem räumlichen und sachlichen Zu-

sammenhang stehen.

[...]

Gegenstand der Umweltverträglichkeitsprüfung

Gegenstand der Umweltverträglichkeitsprüfung

§ 3. (1) Vorhaben, die in Anhang 1 angeführt sind, sowie Änderungen dieser Vorha-

ben sind nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen einer Umweltverträglichkeits-

prüfung zu unterziehen. Für Vorhaben, die in Spalte 2 und 3 des Anhanges 1 ange-

führt sind, ist das vereinfachte Verfahren durchzuführen. Im vereinfachten Verfahren

sind § 3a Abs. 2, § 6 Abs. 1 Z 1 lit. d, § 7 Abs. 2, § 12, § 13 Abs. 2, § 16 Abs. 2, § 20

Abs. 5 und § 22 nicht anzuwenden, stattdessen sind die Bestimmungen des § 3a

Abs. 3, § 7 Abs. 3 und § 12a anzuwenden.

(2) Bei Vorhaben des Anhanges 1, die die dort festgelegten Schwellenwerte nicht er-

reichen oder Kriterien nicht erfüllen, die aber mit anderen Vorhaben gemeinsam den

jeweiligen Schwellenwert erreichen oder das Kriterium erfüllen, hat die Behörde im

Einzelfall festzustellen, ob auf Grund einer Kumulierung der Auswirkungen mit erheb-
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lichen schädlichen, belästigenden oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt zu

rechnen und daher eine Umweltverträglichkeitsprüfung für das geplante Vorhaben

durchzuführen ist. Für die Kumulierung zu berücksichtigen sind andere gleichartige

und in einem räumlichen Zusammenhang stehende Vorhaben, die bestehen oder

genehmigt sind, oder Vorhaben, die mit vollständigem Antrag auf Genehmigung bei

einer Behörde früher eingereicht oder nach §§ 4 oder 5 früher beantragt wurden. Ei-

ne Einzelfallprüfung ist nicht durchzuführen, wenn das geplante Vorhaben eine Ka-

pazität von weniger als 25 % des Schwellenwertes aufweist. Bei der Entscheidung im

Einzelfall sind die Kriterien des Abs. 5 Z 1 bis 3 zu berücksichtigen, die Abs. 7 und 8

sind anzuwenden. Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist im vereinfachten Verfahren

durchzuführen. Die Einzelfallprüfung entfällt, wenn der Projektwerber/die Projektwer-

berin die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung beantragt.

(3) Wenn ein Vorhaben einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen ist, sind

die nach den bundes- oder landesrechtlichen Verwaltungsvorschriften, auch soweit

sie im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde zu vollziehen sind, für die Ausführung

des Vorhabens erforderlichen materiellen Genehmigungsbestimmungen von der Be-

hörde (§ 39) in einem konzentrierten Verfahren mit anzuwenden (konzentriertes Ge-

nehmigungsverfahren). Ausgenommen davon sind Vorhaben der Z 18 lit. a bis d und

f des Anhanges 1.

(4) Bei Vorhaben, für die in Spalte 3 des Anhanges 1 ein Schwellenwert in bestimm-

ten schutzwürdigen Gebieten festgelegt ist, hat die Behörde bei Zutreffen dieses Tat-

bestandes im Einzelfall zu entscheiden, ob zu erwarten ist, dass unter Berücksichti-

gung des Ausmaßes und der Nachhaltigkeit der Umweltauswirkungen der schüt-

zenswerte Lebensraum (Kategorie B des Anhanges 2) oder der Schutzzweck, für

den das schutzwürdige Gebiet (Kategorien A, C, D und E des Anhanges 2) festgelegt

wurde, wesentlich beeinträchtigt wird. Bei dieser Prüfung sind schutzwürdige Gebiete

der Kategorien A, C, D oder E des Anhanges 2 nur zu berücksichtigen, wenn sie am

Tag der Einleitung des Verfahrens ausgewiesen oder in die Liste der Gebiete mit

gemeinschaftlicher Bedeutung (Kategorie A des Anhanges 2) aufgenommen sind. Ist

mit einer solchen Beeinträchtigung zu rechnen, ist eine Umweltverträglichkeitsprü-

fung durchzuführen. Bei der Entscheidung im Einzelfall sind die Kriterien des Abs. 5

Z 1 bis 3 zu berücksichtigen, Abs. 7 und 8 sind anzuwenden. Die Einzelfallprüfung
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entfällt, wenn der Projektwerber/die Projektwerberin die Durchführung einer Umwelt-

verträglichkeitsprüfung beantragt.

(4a) Bei Vorhaben, für die in Spalte 3 des Anhanges 1 andere als in Abs. 4 genannte

besondere Voraussetzungen festgelegt sind, hat die Behörde bei Zutreffen dieser

Voraussetzungen unter Anwendung des Abs. 7 im Einzelfall festzustellen, ob durch

das Vorhaben mit erheblichen schädlichen oder belastenden Auswirkungen auf die

Umwelt im Sinn des § 1 Abs. 1 Z 1 zu rechnen ist. Bei Vorhaben der Z 18 lit. f, 19 lit.

d, 19 lit. f und 21 lit. c des Anhanges 1 hat sich diese Prüfung darauf zu beschrän-

ken, ob durch das Vorhaben mit erheblichen schädlichen oder belastenden Auswir-

kungen auf die Schutzgüter Fläche und Boden zu rechnen ist. Stellt sie solche fest,

ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem vereinfachten Verfahren durchzu-

führen. Die Einzelfallprüfung entfällt, wenn der Projektwerber/die Projektwerberin die

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung beantragt.

(5) Bei der Entscheidung im Einzelfall hat die Behörde folgende Kriterien, soweit re-

levant, zu berücksichtigen:

 1. Merkmale des Vorhabens (Größe des Vorhabens, Nutzung der natürlichen

Ressourcen, Abfallerzeugung, Umweltverschmutzung und Belästigungen, vorha-

bensbedingte Anfälligkeit für Risiken schwerer Unfälle und von Naturkatastrophen,

einschließlich solcher, die wissenschaftlichen Erkenntnissen zufolge durch den Kli-

mawandel bedingt sind, Risiken für die menschliche Gesundheit),

 2. Standort des Vorhabens (ökologische Empfindlichkeit unter Berücksichtigung

bestehender oder genehmigter Landnutzung, Reichtum, Verfügbarkeit, Qualität und

Regenerationsfähigkeit der natürlichen Ressourcen einschließlich des Bodens, der

Fläche, des Wassers und der biologischen Vielfalt des Gebietes und seines Unter-

grunds, Belastbarkeit der Natur, gegebenenfalls unter Berücksichtigung der in An-

hang 2 angeführten Gebiete),

 3. Merkmale der potentiellen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt (Art,

Umfang und räumliche Ausdehnung der Auswirkungen, grenzüberschreitender Cha-

rakter der Auswirkungen, Schwere und Komplexität der Auswirkungen, erwarteter

Zeitpunkt des Eintretens, Wahrscheinlichkeit von Auswirkungen, Dauer, Häufigkeit

und Reversibilität der Auswirkungen, Möglichkeit, die Auswirkungen wirksam zu ver-
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meiden oder zu vermindern) sowie Veränderung der Auswirkungen auf die Umwelt

bei Verwirklichung des Vorhabens im Vergleich zu der Situation ohne Verwirklichung

des Vorhabens.

Bei in Spalte 3 des Anhanges 1 angeführten Vorhaben ist die Veränderung der Aus-

wirkungen im Hinblick auf das schutzwürdige Gebiet maßgeblich. Bei Vorhaben der Z

18 lit. f, 19 lit. d, 19 lit. f und 21 lit. c des Anhanges 1 ist die Veränderung der Auswir-

kungen im Hinblick auf die Schutzgüter Fläche und Boden maßgeblich. Der Bundes-

minister/die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation

und Technologie kann mit Verordnung nähere Einzelheiten über die Durchführung

der Einzelfallprüfung regeln.

(6) Vor Abschluss der Umweltverträglichkeitsprüfung oder der Einzelfallprüfung dür-

fen für Vorhaben, die einer Prüfung gemäß Abs. 1, 2, 4 oder 4a unterliegen, Geneh-

migungen nicht erteilt werden und kommt nach Verwaltungsvorschriften getroffenen

Anzeigen vor Abschluss der Umweltverträglichkeitsprüfung keine rechtliche Wirkung

zu. Entgegen dieser Bestimmung erteilte Genehmigungen können von der gemäß

§ 39 Abs. 3 zuständigen Behörde innerhalb einer Frist von drei Jahren als nichtig er-

klärt werden.

(7) Die Behörde hat auf Antrag des Projektwerbers/der Projektwerberin, einer mitwir-

kenden Behörde oder des Umweltanwaltes festzustellen, ob für ein Vorhaben eine

Umweltverträglichkeitsprüfung nach diesem Bundesgesetz durchzuführen ist und

welcher Tatbestand des Anhanges 1 oder des § 3a Abs. 1 bis 3 durch das Vorhaben

verwirklicht wird. Diese Feststellung kann auch von Amts wegen erfolgen. Der Pro-

jektwerber/die Projektwerberin hat der Behörde Unterlagen vorzulegen, die zur Iden-

tifikation des Vorhabens und zur Abschätzung seiner Umweltauswirkungen ausrei-

chen, im Fall einer Einzelfallprüfung ist hiefür Abs. 8 anzuwenden. Hat die Behörde

eine Einzelfallprüfung nach diesem Bundesgesetz durchzuführen, so hat sie sich da-

bei hinsichtlich Prüftiefe und Prüfumfang auf eine Grobprüfung zu beschränken. Die

Entscheidung ist innerhalb von sechs Wochen mit Bescheid zu treffen. In der Ent-

scheidung sind nach Durchführung einer Einzelfallprüfung unter Verweis auf die in

Abs. 5 angeführten und für das Vorhaben relevanten Kriterien die wesentlichen

Gründe für die Entscheidung, ob eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen

ist oder nicht, anzugeben. Bei Feststellung, dass keine Verpflichtung zur Durchfüh-

rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, ist in der Entscheidung auf allfälli-
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ge seitens des Projektwerbers/der Projektwerberin geplante projektintegrierte Aspek-

te oder Maßnahmen des Vorhabens, mit denen erhebliche nachteilige Umweltaus-

wirkungen vermieden oder verhindert werden sollen, Bezug zu nehmen. Parteistel-

lung und das Recht, Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht zu erheben, ha-

ben der Projektwerber/die Projektwerberin, der Umweltanwalt und die Standortge-

meinde. Vor der Entscheidung sind die mitwirkenden Behörden und das wasserwirt-

schaftliche Planungsorgan zu hören. Die Entscheidung ist von der Behörde in geeig-

neter Form kundzumachen und der Bescheid jedenfalls zur öffentlichen Einsicht-

nahme aufzulegen und auf der Internetseite der UVP-Behörde, auf der Kundma-

chungen gemäß § 9 Abs. 4 erfolgen, zu veröffentlichen; der Bescheid ist als Down-

load für sechs Wochen bereitzustellen. Die Standortgemeinde kann gegen die Ent-

scheidung des Bundesverwaltungsgerichts Revision an den Verwaltungsgerichtshof

erheben. Der Umweltanwalt und die mitwirkenden Behörden sind von der Verpflich-

tung zum Ersatz von Barauslagen befreit.

(8) Der Projektwerber/die Projektwerberin hat der Behörde für die Zwecke einer Ein-

zelfallprüfung Angaben zu folgenden Aspekten vorzulegen:

 1. Beschreibung des Vorhabens:

 a) Beschreibung der physischen Merkmale des gesamten Vorhabens und, soweit

relevant, von Abbrucharbeiten,

 b) Beschreibung des Vorhabensstandortes, insbesondere der ökologischen Emp-

findlichkeit der geografischen Räume, die durch das Vorhaben voraussichtlich beein-

trächtigt werden,

 2. Beschreibung der vom Vorhaben voraussichtlich erheblich beeinträchtigten

Umwelt, wobei Schutzgüter, bei denen nachvollziehbar begründet werden kann, dass

mit keiner nachteiligen Umweltauswirkung zu rechnen ist, nicht beschrieben werden

müssen, sowie

 3. Beschreibung der voraussichtlich erheblichen Auswirkungen des Vorhabens auf

die Umwelt unter Berücksichtigung aller vorliegenden Informationen, infolge der er-

warteten Rückstände und Emissionen und gegebenenfalls der Abfallerzeugung und

der Nutzung der natürlichen Ressourcen, insbesondere Boden, Flächen, Wasser und

biologische Vielfalt.
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Bei Vorhaben der Spalte 3 des Anhanges 1 hat sich die Beschreibung auf die vo-

raussichtliche wesentliche Beeinträchtigung des schützenswerten Lebensraums (Ka-

tegorie B des Anhanges 2) oder des Schutzzwecks, für den das schutzwürdige Ge-

biet (Kategorien A, C, D und E des Anhanges 2) festgelegt wurde, zu beziehen. Der

Projektwerber/die Projektwerberin kann hierbei verfügbare Ergebnisse anderer ein-

schlägiger Bewertungen der Auswirkungen auf die Umwelt berücksichtigen. Der Pro-

jektwerber/die Projektwerberin kann darüber hinaus eine Beschreibung aller Aspekte

des Vorhabens oder aller Maßnahmen zur Verfügung stellen, mit denen erhebliche

nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden oder verhindert werden sollen.

(9) Stellt die Behörde gemäß Abs. 7 fest, dass für ein Vorhaben keine Umweltver-

träglichkeitsprüfung durchzuführen ist, ist eine gemäß § 19 Abs. 7 anerkannte Um-

weltorganisation oder ein Nachbar/eine Nachbarin gemäß § 19 Abs. 1 Z 1 berechtigt,

Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht zu erheben. Ab dem Tag der Veröf-

fentlichung im Internet ist einer solchen Umweltorganisation oder einem solchen

Nachbarn/ einer solchen Nachbarin Einsicht in den Verwaltungsakt zu gewähren. Für

die Beschwerdelegitimation der Umweltorganisation ist der im Anerkennungsbe-

scheid gemäß § 19 Abs. 7 ausgewiesene Zulassungsbereich maßgeblich.

(10) Der Bundesminister/die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie,

Mobilität, Innovation und Technologie kann durch Verordnung jene Gebiete (Katego-

rie D des Anhanges 2) des jeweiligen Bundeslandes festlegen, in denen die Immissi-

onsgrenzwerte des Immissionsschutzgesetzes-Luft, BGBl. I Nr. 115/1997, in der je-

weils geltenden Fassung wiederholt oder auf längere Zeit überschritten werden.

Änderungen

§ 3a. (1) Änderungen von Vorhaben,

 1. die eine Kapazitätsausweitung von mindestens 100% des in Spalte 1 oder 2

des Anhanges 1 festgelegten Schwellenwertes, sofern ein solcher festgelegt wurde,

erreichen, sind einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen; dies gilt nicht für

Schwellenwerte in spezifischen Änderungstatbeständen;

 2. für die in Anhang 1 ein Änderungstatbestand festgelegt ist, sind einer Umwelt-

verträglichkeitsprüfung zu unterziehen, wenn dieser Tatbestand erfüllt ist und die Be-

hörde im Einzelfall feststellt, dass durch die Änderung mit erheblichen schädlichen,
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belästigenden oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt im Sinn des § 1 Abs.

1 Z 1 zu rechnen ist.

(2) Für Änderungen sonstiger in Spalte 1 des Anhanges 1 angeführten Vorhaben ist

eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, wenn

 1. der Schwellenwert in Spalte 1 durch die bestehende Anlage bereits erreicht ist

oder bei Verwirklichung der Änderung erreicht wird und durch die Änderung eine Ka-

pazitätsausweitung von mindestens 50% dieses Schwellenwertes erfolgt oder

 2. eine Kapazitätsausweitung von mindestens 50% der bisher genehmigten Kapa-

zität des Vorhabens erfolgt, falls in Spalte 1 des Anhanges 1 kein Schwellenwert an-

geführt ist,

und die Behörde im Einzelfall feststellt, dass durch die Änderung mit erheblichen

schädlichen, belästigenden oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt im Sinne

des § 1 Abs. 1 Z 1 zu rechnen ist.

(3) Für Änderungen sonstiger in Spalte 2 oder 3 des Anhanges 1 angeführten Vorha-

ben ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem vereinfachten Verfahren durch-

zuführen, wenn

 1. der in Spalte 2 oder 3 festgelegte Schwellenwert durch die bestehende Anlage

bereits erreicht ist oder durch die Änderung erreicht wird und durch die Änderung ei-

ne Kapazitätsausweitung von mindestens 50% dieses Schwellenwertes erfolgt oder

 2. eine Kapazitätsausweitung von mindestens 50% der bisher genehmigten Kapa-

zität des Vorhabens erfolgt, falls in Spalte 2 oder 3 kein Schwellenwert festgelegt ist,

und die Behörde im Einzelfall feststellt, dass durch die Änderung mit erheblichen

schädlichen, belästigenden oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt im Sinne

des § 1 Abs. 1 Z 1 zu rechnen ist.

(4) Bei der Feststellung im Einzelfall hat die Behörde die in § 3 Abs. 5 Z 1 bis 3 ange-

führten Kriterien zu berücksichtigen. § 3 Abs. 7 und 8 sind anzuwenden. Die Einzel-

fallprüfung gemäß Abs. 1 Z 2, Abs. 2, 3 und 6 entfällt, wenn der Projektwerber/die

Projektwerberin die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung beantragt.
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(5) Soweit nicht eine abweichende Regelung in Anhang 1 getroffen wurde, ist für die

Beurteilung der UVP-Pflicht eines Änderungsprojektes gemäß Abs. 1 Z 2 sowie Abs.

2 und 3 die Summe der Kapazitäten, die innerhalb der letzten fünf Jahre genehmigt

wurden einschließlich der beantragten Kapazitätsausweitung heranzuziehen, wobei

die beantragte Änderung eine Kapazitätsausweitung von mindestens 25% des

Schwellenwertes oder, wenn kein Schwellenwert festgelegt ist, der bisher genehmig-

ten Kapazität erreichen muss.

(6) Bei Änderungen von Vorhaben des Anhanges 1, die die in Abs. 1 bis 5 angeführ-

ten Schwellenwerte nicht erreichen oder Kriterien nicht erfüllen, die aber mit anderen

Vorhaben gemeinsam den jeweiligen Schwellenwert oder das Kriterium des Anhan-

ges 1 erreichen oder erfüllen, hat die Behörde im Einzelfall festzustellen, ob auf

Grund einer Kumulierung der Auswirkungen mit erheblichen schädlichen, belästigen-

den oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen und daher eine

Umweltverträglichkeitsprüfung für die geplante Änderung durchzuführen ist. Für die

Kumulierung zu berücksichtigen sind andere gleichartige und in einem räumlichen

Zusammenhang stehende Vorhaben, die bestehen oder genehmigt sind, oder Vor-

haben, die mit vollständigem Antrag auf Genehmigung bei einer Behörde früher ein-

gereicht oder nach §§ 4 oder 5 früher beantragt wurden. Eine Einzelfallprüfung ist

nicht durchzuführen, wenn das geplante Änderungsvorhaben eine Kapazität von we-

niger als 25 % des Schwellenwertes aufweist. Bei der Entscheidung im Einzelfall sind

die Kriterien des § 3 Abs. 5 Z 1 bis 3 zu berücksichtigen, § 3 Abs. 7 ist anzuwenden.

Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist im vereinfachten Verfahren durchzuführen.

(7) Die Genehmigung der Änderung hat auch das bereits genehmigte Vorhaben so-

weit zu umfassen, als es wegen der Änderung zur Wahrung der in § 17 Abs. 1 bis 5

angeführten Interessen erforderlich ist.

(Anm.: Abs 8 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 95/2013)

Anhang 1

Der Anhang enthält die gemäß § 3 UVP-pflichtigen Vorhaben.

In Spalte 1 und 2 finden sich jene Vorhaben, die jedenfalls UVP-pflichtig sind und ei-

nem UVP-Verfahren (Spalte 1) oder einem vereinfachten Verfahren (Spalte 2) zu un-

terziehen sind. Bei in Anhang 1 angeführten Änderungstatbeständen ist ab dem an-
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geführten Schwellenwert eine Einzelfallprüfung durchzuführen; sonst gilt § 3a Abs. 2

In Spalte 3 sind jene Vorhaben angeführt, die nur bei Zutreffen besonderer Voraus-

setzungen der UVP-Pflicht unterliegen. Für diese Vorhaben hat ab den angegebenen

Mindestschwellen eine Einzelfallprüfung zu erfolgen. Ergibt diese Einzelfallprüfung

eine UVP-Pflicht, so ist nach dem vereinfachten Verfahren vorzugehen.

Die in der Spalte 3 genannten Kategorien schutzwürdiger Gebiete werden in Anhang

2 definiert. Gebiete der Kategorien A, C, D und E sind für die UVP-Pflicht eines Vor-

habens jedoch nur dann zu berücksichtigen, wenn sie am Tag der Antragstellung

ausgewiesen sind.

UVP UVP im vereinfachten Verfahren

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3

Z 4 a) Thermische Kraft-

werke oder andere

Feuerungsanlagen mit

einer Brennstoffwär-

meleistung von min-

destens 200 MW;

b) Anlagen für die Ab-

scheidung von Koh-

lenstoffdioxidströmen

zum Zweck der geo-

logischen Speicherung

aus Anlagen gemäß

lit. a oder Anlagen mit

einer jährlichen Kolen-

c) thermische Kraftwer-

ke oder andere Feue-

rungsanlagen in

schutzwürdigen Gebie-

ten der Kategorie D mit

einer Brennstoffwärme-

leistung von mindestens

100 MW;

d) von lit. a und lit. c

nicht erfasste Anlagen

zur Erzeugung von

Warmwasser in schutz-

würdigen Gebieten der

Kategorie C mit einer
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UVP UVP im vereinfachten Verfahren

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3

stoffdioxidabscheidung

von insgesamt mindes-

tens 1,5 Millionen t;

thermischen Leistung

von mindestens 200

MW.

Bei Z 4 sind § 3 Abs. 2

und § 3a Abs. 6 mit der

Maßgabe anzuwenden,

dass bei Vorhaben der

lit. a andere Vorhaben

mit bis zu 2 MW, bei

Vorhaben der lit. c an-

dere Vorhaben mit bis

zu 1 MW unberücksich-

tigt bleiben und bei Vor-

haben der lit. d für die

Beurteilung des räumli-

chen Zusammenhangs

auf die obertägigen An-

lagen abzustellen ist.

Z 13 a) Rohrleitungen für

den Transport von Öl,

Erdölprodukten, Che-

mikalien oder Gas mit

einem Innen-

durchmesser von min-

destens 800 mm und

einer Länge von min-

destens 40 km;

c) Rohrleitungen für den

Transport von Öl, Erdöl-

produkten, Chemikalien

oder Gas in schutzwür-

digen Gebieten der Ka-

tegorien A oder C mit

einem Innendurchmes-

ser von mindestens 500

mm und einer Länge

von mindestens 25 km;
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UVP UVP im vereinfachten Verfahren

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3

b) Rohrleitungen für

den Transport von

Kohlenstoffdioxidströ-

men für die Zwecke

der geologischen

Speicherung mit einem

Innen-durchmesser

von mindestens 300

mm und einer Länge

von mindestens 40 km;

d) Rohrleitungen in

schutzwürdigen Gebie-

ten der Kategorien A

oder C für den Trans-

port von Kohlenstoffdio-

xidströmen für die Zwe-

cke der geologischen

Speicherung mit einem

Innendurchmesser von

mindestens 150 mm

und einer Länge von

mindestens 25 km;

e) Rohrleitungen für den

Transport von Warm-

wasser in schutzwürdi-

gen Gebieten der Kate-

gorie A oder C mit ei-

nem Innendurchmesser

von mindestens 1000

mm und einer Trassen-

länge von mindestens

70 km.

Berechnungsgrundlage

für Änderungen (§ 3a

Abs. 2 und 3) der lit. a

bis d ist die Leitungs-

länge und für Änderun-

gen (§ 3a Abs. 2 und 3)
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UVP UVP im vereinfachten Verfahren

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3

der lit. e die Trassen-

länge der unmittelbar

angrenzenden, noch

nicht oder in den letzten

10 Jahren in Betrieb ge-

nommenen Rohrleitun-

gen; Z 13 erfasst auch

Verdichterstationen.

Z 28 a) Hydromechanisches

-

e-

steinsschichten bei

unkonventionellen

Erdöl- oder Erdgasvor-

kommen;

b) Neuerrichtung von

An-lagen für Tiefboh-

rungen ab 1 000 m Teu-

fe auf einer obertägigen

Gesamtfläche von min-

destens 1,5 ha in

schutzwürdigen Gebie-

ten der Kategorie A.

Berechnungsgrundlage

für Änderungen der lit. a

(§ 3a Abs. 3) ist die

Förderkapazität an Erd-

öl oder Erdgas in Ton-

nen bzw. Kubikmeter.

Z 32 a) Grundwasserent-

nahme- oder künstliche

Grundwasseranreiche-

rungsprojekte mit einem

jährlichen Entnahme-

b) Grundwasserent-

nahme- oder künstliche

Grundwasseranreiche-

rungsprojekte in gemäß

§ 55f i.V.m. § 55g WRG
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UVP UVP im vereinfachten Verfahren

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3

oder Anreicherungsvo-

lumen von mindestens

10 000 000 m3;

(Anm.: lit. c aufgehoben

durch BGBl. I Nr.

87/2009)

1959 zur Erreichung des

guten mengenmäßigen

Zustandes im Grund-

wasser ausgewiesenen

Gebieten, mit einem

jährlichen Entnahme-

oder Anreicherungsvo-

lumen von mindestens

5 000 000 m3.

Z 33 Neuerrichtung von An-

lagen für Tiefbohrungen

im Zusammenhang mit

der Wasserversorgung

ab 1 000 m Teufe auf

einer obertägigen Ge-

samtfläche von mindes-

tens 1,5 ha in schutz-

würdigen Gebieten der

Katego-rien A oder C.

Z 34 Wasserfernleitungen mit

einer Länge von min-

destens 100 km in

schutzwürdigen Gebie-

ten der Kategorie C.

Z 46 a) Rodungen 14a) auf ei-

ner Fläche von mindes-

tens 20 ha;

e) Erstaufforstungen mit

nicht standortgerechten

Holzarten in schutzwür-
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UVP UVP im vereinfachten Verfahren

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3

b) Erweiterungen von

Rodungen 14a), wenn

das Gesamtausmaß der

in den letzten zehn Jah-

ren genehmigten Flä-

chen15) und der bean-

tragten Erweiterung

mindestens 20 ha und

die zusätzliche Flächen-

inanspruchnahme min-

destens 5 ha beträgt;

c) Trassenaufhiebe14b)

auf einer Fläche von

mindestens 50 ha;

d) Erweiterungen von

Trassenaufhieben14b),

wenn das Gesamtaus-

maß der in den letzten

zehn Jahren genehmig-

ten Flächen und der be-

antragten Erweiterung

mindestens 50 ha und

die zusätzliche Flächen-

inanspruchnahme min-

destens 12,5 ha beträgt;

digen Gebieten der Ka-

tegorie A auf einer Flä-

che von mindestens 15

ha;

f) Erweiterungen von

Erstaufforstungen mit

nicht standortgerechten

Holzarten in schutzwür-

digen Gebieten der Ka-

tegorie A, wenn das

Gesamtausmaß der in

den letzten zehn Jahren

genehmigten Flächen

und der beantragten

Erweiterung mindestens

15 ha und die zusätzli-

che Flächeninanspruch-

nahme mindestens

3,5 ha beträgt;

g) Rodungen 14a) in

schutzwürdigen Gebie-

ten der Kategorie A auf

einer Fläche von min-

destens 10 ha;

h) Erweiterungen von

Rodungen 14a) in schutz-

würdigen Gebieten der
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UVP UVP im vereinfachten Verfahren

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3

Kategorie A, wenn das

Gesamtausmaß der in

den letzten zehn Jahren

genehmigten Flächen 15)

und der beantragten Er-

weiterung mindestens

10 ha und die zusätzli-

che Flächeninanspruch-

nahme mindestens

2,5 ha beträgt;

i) Trassenaufhiebe 14b)

in schutzwürdigen Ge-

bieten der Kategorie A

auf einer Fläche von

mindestens 25 ha;

j) Erweiterungen von

Trassenaufhieben 14b) in

schutzwürdigen Gebie-

ten der Kategorie A,

wenn das Gesamtaus-

maß der in den letzten

zehn Jahren genehmig-

ten Flächen und der be-

antragten Er-weiterung

mindestens 25 ha und

die zusätzliche Flächen-

inanspruchnahme min-

destens 6,25 ha beträgt;
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UVP UVP im vereinfachten Verfahren

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3

sofern für Vorhaben

dieser Ziffer nicht die

entsprechenden landes-

rechtlichen Bestimmun-

gen der Bodenreform

zur Anwendung kom-

men. Ausgenommen

von Z 46 sind Maßnah-

men zur Verbesserung

der ökologischen Funk-

tionsfähigkeit der Ge-

wässer (Renaturierun-

gen) sowie alle Maß-

nahmen, die zur Her-

stellung der Durchgän-

gigkeit vorgenommen

werden. Bei Z 46 sind §

3 Abs. 2 und § 3a Abs.

6 mit der Maßgabe an-

zuwenden, dass die

Summe der Kapazitä-

ten, die innerhalb der

letzten 10 Jahre ge-

nehmigt wurden, ein-

schließlich der bean-

tragten Kapazitäts-

ausweitung heranzuzie-

hen ist sowie, dass bei

Vorhaben der lit. a und

b andere Vorhaben mit
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UVP UVP im vereinfachten Verfahren

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3

bis zu 1 ha, bei Vorha-

ben der lit. c und d an-

dere Vorhaben mit bis

zu 2,5 ha, bei Vorhaben

der lit. e bis h andere

Vorhaben mit bis zu 0,5

ha und bei Vorhaben

der lit. i und j andere

Vorhaben mit bis zu

1,25 ha unberücksichtigt

bleiben. Beinhaltet ein

Vorhaben sowohl Ro-

dungen als auch Tras-

senaufhiebe, so werden

die Prozentsätze der je-

weils erreichten Flä-

chen-

inanspruchnahmen ad-

diert, ab einer Summe

von 100 % ist eine UVP

bzw. eine Einzelfallprü-

fung durchzuführen.

14a) Rodung ist die Verwendung von Waldboden zu anderen Zwecken als für solche der Waldkultur gemäß § 17 Abs. 1 Forstgesetz 1975.

14b) Trassenaufhiebe sind gemäß § 81 Abs. 1 lit. b des Forstgesetzes 1975 Fällungen hiebsunreifen Hochwaldes, die zum Zweck der Errichtung und für die

Dauer des rechtmäßigen Bestandes einer energiewirtschaftlichen Leitungsanlage erforderlich sind.

15) Flächen, auf denen zum Antragszeitpunkt eine Rodungsanmeldung nach § 17a Abs. 3 Forstgesetz 1975 oder eine Rodungsbewilligung nach § 18 Abs. 1

Z 1 Forstgesetz 1975 erloschen ist, eine Rodungsanmeldung nach § 17a Abs. 4 Forstgesetz 1975 oder Rodungsbewilligung nach § 18 Abs. 4 Forstge-

setz 1975 abgelaufen ist sowie Flächen, für die Ersatzleistungen gemäß § 18 Abs. 2 Forstgesetz 1975 vorgeschrieben wurden, sind nicht einzurechnen.
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Anhang 2

Einteilung der schutzwürdigen Gebiete in folgende Kategorien:

Kategorie
schutzwürdiges

Gebiet
1. Anwendungsbereich

A besonderes

Schutzgebiet

nach der Richtlinie 2009/147/EG über die Erhal-

tung der wildlebenden Vogelarten (Vogelschutz-

richtlinie), ABl. Nr. L 20 vom 26.01.2009 S. 7 zu-

letzt geändert durch die Richtlinie 2013/17/EU,

ABl. Nr. L 158 S. 193, sowie nach der Richtlinie

92/43/EWG zur Erhaltung der natürlichen Lebens-

räume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen

(Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie), ABl. Nr. L 206

vom 22.7.1992 S. 7, zuletzt geändert durch die

Richtlinie 2013/17/EU, ABl. Nr. L 158 S. 193, in

der Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher Be-

deutung nach Artikel 4 Abs 2 dieser Richtlinie ge-

nannte Schutzgebiete; Bannwälder gemäß § 27

Forstgesetz 1975; bestimmte nach landesrechtli-

chen Vorschriften als Nationalpark 1) oder durch

Verwaltungsakt ausgewiesene, genau abgegrenz-

te Gebiete im Bereich des Naturschutzes oder

durch Verordnung ausgewiesene, gleichartige

kleinräumige Schutzgebiete oder ausgewiesene

einzigartige Naturgebilde; in der Liste gemäß Arti-

kel 11 Abs 2 des Übereinkommens zum Schutz

des Kultur- und Naturerbes der Welt (BGBl.

Nr. 60/1993) eingetragene UNESCO-

Welterbestätten

B Alpinregion Untergrenze der Alpinregion ist die Grenze des

geschlossenen Baumbewuchses, dh. der Beginn

der Kampfzone des Waldes (siehe § 2
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Kategorie
schutzwürdiges

Gebiet
1. Anwendungsbereich

ForstG 1975)

C Wasserschutz-

und Schongebiet

Wasserschutz- und Schongebiete gemäß § § 34,

35 und 37 WRG 1959

D belastetes Gebiet

(Luft)

gemäß § 3 Abs 8 festgelegte Gebiete

E Siedlungsgebiet in oder nahe Siedlungsgebieten.

Als Nahebereich eines Siedlungsgebietes gilt ein

Umkreis von 300 m um das Vorhaben, in dem

Grundstücke wie folgt festgelegt oder ausgewie-

sen sind:

1. Bauland, in dem Wohnbauten errichtet werden

dürfen (ausgenommen reine Gewerbe-, Betriebs-

oder Industriegebiete, Einzelgehöfte oder Einzel-

bauten),

2. Gebiete für Kinderbetreuungseinrichtungen,

Kinderspielplätze, Schulen oder ähnliche Einrich-

tungen, Krankenhäuser, Kuranstalten, Senioren-

heime, Friedhöfe, Kirchen und gleichwertige Ein-

richtungen anerkannter Religionsgemeinschaften,

Parkanlagen, Campingplätze und Freibeckenbä-

der, Garten- und Kleingartensiedlungen.

1) Gebiete, die wegen ihrer charakteristischen Geländeformen oder ihrer Tier- und Pflanzenwelt
überregionale Bedeutung haben.

7.3 Verordnung über die Europaschutzgebiete, NÖ LGBl 5500/6-6

§ 16

Europaschutzgebiet
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Vogelschutzgebiet Feuchte Ebene - Leithaauen

(1)

1. Das Europaschutzgebiet umfasst die in den Anlagen 1 bis 10 zu § 16 ausgewiese-

nen Grundstücke und Grundstücksteile in Achau, Ebergassing, Ebreichsdorf, En-

zersdorf an der Leitha, Gramatneusiedl, Himberg, Hof am Leithagebirge, Laxenburg,

Mannersdorf am Leithagebirge, Mitterndorf an der Fischa, Moosbrunn, Reisenberg,

Schwadorf und Sommerrein. In Anlage A zu § 16 ist das Europaschutzgebiet auf ei-

nem Übersichtsplan dargestellt.

7.4 Bestimmung eines Schongebietes zum Schutz der Heilquellen von Baden
und Bad Vöslau, LGBl. 59/2022

§ 2

Geltungsbereich

(1) Der Geltungsbereich dieser Verordnung umfasst das in den Anlagen 1 bis 32

ausgewiesene Gebiet.

(2) Das gesamte Schongebiet wird in einen westlichen und in einen östlichen Bereich

unterteilt, wobei die Trennung entlang der Linie der Südbahn erfolgt.

Der westliche Bereich umfasst die Außenzone Westteil sowie zusätzlich eine Kern-

zone in Baden und eine Kernzone in Bad Vöslau.

Der östliche Bereich umfasst die Außenzone Ostteil.

Der Bahnliniengrund befindet sich in der Außenzone Ostteil.

(3) In der Anlage 1 sind die Außengrenzen des Schongebietes in einer Übersichts-

karte dargestellt, wobei die Außenzone Westteil die gelb-bräunlich eingefärbte Flä-

che und die Außenzone Ostteil daran anschließend die gelb-grünlich eingefärbte Flä-

che umfasst.
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Die Kernzone Baden ist als hellblau eingefärbte Fläche und die Kernzone Bad Vös-

lau als hellviolett eingefärbte Fläche dargestellt.

Die parzellenscharfe Abgrenzung des Schongebietes und seine Unterteilungen sind

in den Detailkarten der Anlagen 2 bis 32 dieser Verordnung dargestellt.

(4) Soweit im räumlichen Geltungsbereich gemäß Abs. 1 strengere Anordnungen

gemäß § 34 Abs. 1 WRG 1959 getroffen wurden oder werden (Brunnenschutzgebie-

te), gehen diese Anordnungen dieser Schongebietsverordnung vor.

8 Subsumtion

8.1 Allgemeine Ausführungen

8.1.1Ein Vorhaben unterliegt dann der Verpflichtung zur Durchführung einer Umwelt-

verträglichkeitsprüfung, wenn ein Tatbestand im Sinn des § 3 oder § 3a UVP-G 2000

iVm Anhang 1 zum UVP-G 2000 erfüllt wird.

8.1.2Zunächst ist daher abzugrenzen, ob es sich bei dem Vorhaben der Antragstelle-

rin um eine Änderung oder eine Neuerrichtung handelt. Dabei hat eine umfassende

Beurteilung des Zusammenhangs zwischen Bestand und neuem Projekt zu erfolgen.

In diesem Zusammenhang ist unter anderem relevant, ob ein gemeinsamer Betreiber

handelt, ob ein (wirtschaftliches) Gesamtkonzept vorliegt und ein gemeinsamer Be-

triebszweck vorliegt, wobei der klar deklarierte Wille der Antragstellerin zu berück-

sichtigen ist (vergleiche US 04.07.2002, 5B/2002/1-20 Ansfelden II).

8.1.3Da am vorhabensgegenständlichen Standort bisher keine Geothermieanlagen

samt Transportinfrastruktur der Projektwerberin bestehen, ist deren Errichtung und

Betrieb als Neuvorhaben zu qualifizieren.

8.1.4Da die beiden Geothermieanlagen und Transportinfrastruktur im räumlichen

und sachlichen Zusammenhang stehen, bilden sie ein einheitliches Vorhaben iSd § 2

Abs 2 UVP-G 2000. Dieses Vorhaben ist für sich genommen betriebsfähig, dh es er-

füllt einen eigenständigen Zweck und ist somit von anderen Vorhaben zum Ausbau,

Gewinnung und Abgabe von geothermischer Energie unabhängig. Dies entspricht

auch dem Willen der Antragstellerin.
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8.1.5 Im Zuge der Umsetzung des antragsgegenständlichen Vorhabens werden ne-

ben der Geothermieanlage auch die für den Warmwassertransport notwendige Infra-

struktur geschaffen. Damit sind Rodungen verbunden. Für eine allfällige UVP-Pflicht

kommen daher die nachfolgend geprüften Tatbestände des Anhanges 1 zum UVP-G

2000 in Betracht.

8.2 Zum Tatbestand der Z 4 lit d Anhang 1 zum UVP-G 2000 (Erzeugung von
Warmwasser)

8.2.1Dieser Tatbestand betrifft Wärmetauscher, in welchen Warmwasser durch

Kategorie C des Anhanges 2 zum UVP-G 2000 liegt, so weist es mit einer thermi-

schen Leistung von maximal 42 KW (25 + 17 MW) eine Kapazität auf, die unter der

UVP-Schwelle von 200 MW und auch unter der Bagatellschwelle von 25 % des UVP-

Schwellenwertes liegt.

8.2.2Der Tatbestand der Z 4 lit d des Anhanges 1 zum UVP-G 2000 ist daher nicht

erfüllt.

8.2.3Nicht unter diesen Tatbestand fällt der Wärmetauscher in der hydraulischen

Weiche. Dieser erzeugt kein Warmwasser; dieses ist vielmehr bereits vorhaben: Die-

ser Wärmetauscher dient ausschließlich der Übertragung der bereits erzeugten

Wärme von einem Transportmedium auf ein anderes. Damit ist die Kapazität dieses

Wärmetauschers iSd Z 4 lit d des Anhanges 1 zum UVP-G 2000 nicht beurteilungsre-

levant.

8.3

8.3.1Die gegenständliche Transportinfrastruktur dient dem Transport von Warmwas-

ser. Sie liegt auch teilweise in einem Schutzgebiet der Kategorie C des Anhanges 2

zum UVP-G 2000.

8.3.2Der Innendurchmesser unterschreitet aber mit DN 250  500 mm die UVP-

relevante Größe von 1.000 mm, zudem erreicht auch die Trassenlänge mit 20,75 km

den UVP-Schwellenwert von 70 km nicht.
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8.3.3Der Tatbestand der Z 13 des Anhanges 1 zum UVP-G 2000 ist daher nicht er-

füllt.

8.4 Zum Tatbestand der Z 28 lit b des Anhanges 1 zum UVP-G 2000 (Tiefboh-
rungen)

8.4.1Tatbestandmäßig ist die Neuerrichtung von Anlagen für Tiefbohrungen ab

1.000 m Teufe auf einer obertägigen Gesamtfläche von mindestens 1,5 ha in

schutzwürdigen Gebieten der Kategorie A.

8.4.2Vorhabensgegenständlich sind zwei Tiefbohrungen mit einer Teufe zwischen

3.000 m und 4.500 m auf einer (dauerhaft genutzten) Gesamtfläche von 2,58 ha,

welche ab einer Tiefe von ca 1.000 m in ein schutzwürdiges Gebiet der Kategorie A

(Feuchte Ebene-Leithaauen) hineinreichen.

8.4.3Damit erfüllt das Vorhaben das relevante Tiefen- als auch das Flächenkriterium.

Aus dem Wortlaut der Z 28 lit b leg cit folgt, dass dieser Tatbestand nur erfüllt ist,

dingt werden jedoch keine obertägigen Flächen in einem schutzwürdigen Gebiet der

Kategorie A des Anhanges 2 zum UVP-G 2000 in Anspruch genommen.

8.4.4Der Tatbestand der Z 28 lit b des Anhanges 1 zum UVP-G 2000 ist daher nicht

erfüllt.

8.5 Zu den Tatbeständen der Z 32 lit a und lit b des Anhanges 1 zum UVP-G
2000 (Grundwasserentnahme- oder künstliche Grundwasseranreicherungspro-
jekte)

8.5.1Der Grundtatbestand nach Z 32 lit a Anhang 1 UVP-G 2000 wird durch den

Tatbestand der lit b (Spalte 3) ergänzt. Lit b des Anhanges 1 zum UVP-G 2000 und

der hierin ausgewiesene geringere UVP-Schwellenwert beziehen sich auf Vorhaben

in Gebieten, die durch Maßnahmenprogramme nach § 55f iVm § 55g WRG ausge-

wiesen sind.

8.5.2Das Vorhaben liegt partiell, dh hinsichtlich der Geothermieanlage am Standort

Nr 1 (Achau) im Geltungsbereich der Verordnung betreffend die Bestimmung eines

Schongebietes zum Schutz der Heilquellen von Baden und Bad Vöslau. Diese Ver-
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ordnung wurde ausschließlich auf Grundlage der §§ 34 Abs 2 und 37 WRG erlassen.

Sie ist somit kein Maßnahmenprogramm iSd § 55f iVm § 55g WRG und damit in Z 32

lit b Anhang 1 zum UVP-G 2000 nicht angesprochen.

8.5.3Der standortbezogen potenziell UVP-relevante Schwellenwert ist daher jener

der Z 32 lit a des Anhanges 1 zum UVP-G 2000. Das relevante Entnahme- bzw An-

reicherungsvolumen liegt bei mindestens 10,000.000 m3/a.

8.5.4Der Schwellenwert von 10 Mio m³/a wird mit der vorhabensgegenständlichen

Förderung und Reinjektion von 4,760.000 m³/a Fluid je Standort, dh in Summe damit

9,520.000 m³/a, nicht überschritten. Dies gilt auch dann, wenn man die Wasserent-

nahme aus den auf den beiden Bohrplätzen vorgesehenen Brunnen im Ausmaß von

max 160.000 m³/a (jeweils 80.000 m3/a) hinzurechnet, da auch dann die Summe mit

max 9, 680.0000 m³/a unter dem UVP-Schwellenwert verbleibt.

8.5.5Weiters und vor allem sind die Anlagen zur Förderung und Reinjektion von

Thermalwasser aus nachstehenden Gründen typologisch nicht als Grundwasserent-

nahme oder künstliches Grundwasseranreicherungsprojekt iSd Tatbestandes anzu-

sehen:

a) Die Gesetzesmaterialien zur UVP-G Novelle 20094 belegen, dass es bei die-

sem Tatbestand um Maßnahmen geht, die einen Einfluss auf den mengen-

mäßigen Zustand des Grundwassers haben. Ein solcher Einfluss scheidet im

vorliegenden Fall aus: Das geförderte Fluid wird im geschlossenen Kreislauf

Absenkung des Grundwasserstandes (zB in Form einer künstlichen Anreiche-

in Anspruch, der eine Ausdehnung von 9 km² (Standort Nr 1) bzw 70 km²

(Standort Nr 2) aufweist. Zusammengefasst ist festzuhalten, dass der men-

genmäßige (und auch qualitative) Zustand des Grundwasserhorizonts (Reser-

voirs) unverändert bleibt.

b) Unionsrechtlicher Hintergrund dieses Tatbestandes sind die in Anh I Z 11 und

Anh II Nr 10 lit l UVP-RL geregelten Tatbestände für Grundwasserentnahme-

und künstliche Grundwasserauffüllsysteme. Diese sind nach Anh II der UVP-
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RL in das Kapitel Infrastrukturprojekte und nicht in die einschlägigeren Kapitel

Bergbau und Energiewirtschaft eingereiht. Auch dies spricht dafür, die Ge-

othermieanlage unionsrechtlich den in Anh II Z 2 lit d in der RL

ß-

 Grundwasserentnahme-

8.5.6Daher ist der Tatbestand der Z 32 lit a des Anhanges 1 zum UVP-G typologisch

auf die Förderung und Reinjektion von Thermalwasser nicht anwendbar.

8.6 Zum Tatbestand der Z 33 des Anhanges 1 zum UVP G-2000 (Tiefbohrun-

8.6.1Vorhabensgegenständlich ist die Neuerrichtung einer Anlage in einem schutz-

würdigen Gebiet der Kategorie C des Anhanges 2 zum UVP-G 2000. Weiters sind

Tiefbohrungen über 1.000 m Teufe vorgesehen.

8.6.2Das Vorhaben ist jedoch nicht als Tiefbohrung in Zusammenhang mit der Was-

serversorgung zu qualifizieren. Der Tatbestand der Z 33 des Anhanges 1 zum UVP-

G 2000 ergänzt den Tatbestand der Grundwasserentnahme. Aus den Materialien zur

UVP-G Novelle 2018 geht eindeutig hervor, dass der Gesetzgeber bewusst eine Dif-

ferenzierung zwischen Tiefbohrungen im Bergbau und solchen in der Wasserwirt-

schaft beibehalten hat. Diese Unterscheidung deckt sich auch mit der UVP-Richtlinie,

die in Anh II Z 2 lit d zwischen Tiefbohrungen zur Gewinnung von Erdwärme und

Bohrungen im Zusammenhang mit der Wasserversorgung unterscheidet.

8.6.3Dazu ist zu ergänzen, dass es bei dem antragsgegenständlichen Vorhaben

aufgrund des geschlossenen Kreislaufes zu keinem Entzug des Grundwassers und

folglich auch zu keiner Entnahme von Grundwasser zu Trinkwasser- oder Nutzwas-

serzwecken kommt. Auch aus diesem Grund handelt es sich nicht um ein Vorhaben

zur Wasserversorgung.

8.6.4Da das Vorhaben nicht mit der Wasserversorgung in Zusammenhang steht, ist

der Tatbestand der Z 22 des Anhanges 1 zum UVP-G 2000 nicht erfüllt.

8.7 Zum Tatbestand der Z 34 des Anhanges 1 zum UVP- -
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8.7.1 In der gegenständlichen Transportinfrastruktur wird grundsätzlich Wasser

transportiert, sie liegt auch teilweise im Schutzgebiet der Kategorie C des Anhanges

2 zum UVP-G 2000.

8.7.2Mit einer Länge von 20,75 km ist der UVP-Schwellenwert von 100 km aber (bei

weitem) nicht erreicht. Auch eine Kumulation ist schon deshalb nicht nötig, da die

Länge der Transportleitung unter 25 % des UVP-Schwellenwertes liegt.

8.7.3Der Tatbestand der Z 34 Anhang 1 zum UVP-G 2000 ist daher nicht erfüllt.

8.8 Zu den Tatbeständen der Z 46 lit a und lit g des Anhanges 1 zum UVP-G

8.8.1Zur Projektumsetzung sind im Verlauf der gesamten Transportinfrastruktur Ro-

dungen im aufsummierten Umfang von 1,3 ha erforderlich. Ein Angrenzen dieser Ro-

dungen an andere Rodungen und damit eine Erweiterung iSd Z 46 lit b und Z 46 lit h

des Anhanges 1 zum UVP-G 2000 ist nicht gegeben.

8.8.2Der Schwellenwert der Z 46 lit a des Anhanges 1 zum UVP-G 2000 (20 ha) wird

nicht erreicht.

8.8.3Die Transportleitungen verlaufen zwar durch ein schutzwürdiges Gebiet der Ka-

tegorie A, der dafür geltende Schwellenwert von 10 ha nach Z 46 lit g des Anhanges

1 zum UVP-G 2000 wird aber ebenso deutlich unterschritten.

8.8.4Schließlich ist eine Kumulationsprüfung deshalb nicht nötig, weil das Ausmaß

der Rodungen mit 1,3 ha unter 25 % der Schwellenwerte nach Z 46 lit a und lit g des

Anhanges 1 zum UVP-G 2000 liegt.

8.8.5Die Tatbestände der Z 46 des Anhanges 1 zum UVP-G 2000 sind daher nicht

erfüllt.

8.9 Zur Stellungnahme der Marktgemeinde Laxenburg

8.9.1Die Marktgemeinde Laxenburg führt aus, dass es sich bei den Tiefenbohrun-

gen, Wärmetauschern und der Transportinfrastruktur um ein einheitliches Gesamt-

vorhaben handle, da diese Komponenten technisch und funktionell untrennbar mitei-

nander verbunden sind.
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8.9.2Die Überlegungen der Marktgemeinde Laxenburg zum Vorhabensbegriff sind

zutreffend. Wie aus Punkt I.1.3 des Feststellungsantrages vom 10.8.2026 hervor-

geht, ist auch die Projektwerberin dieser Auffassung und geht auch die Behörde vom

Vorliegen eines Gesamtvorhabens iSd § 2 Abs 2 UVP-G 2000 aus.

8.9.3 Im Zusammenhang mit dem Tatbestand der Z 13 lit e Anhang 1 zum UVP-G

2000 führt die Marktgemeinde Laxenburg aus, dass sich das Vorhaben in einem

schutzwürdigen Wasserschutzgebiet der Kategorie C gemäß Anhang 2 UVP-G 2000

befinde. Weiters können erhebliche Auswirkungen auf den Schlosspark Laxenburg

(Kategorie A) von Vornherein nicht ausgeschlossen werden. Es sei daher eine Ein-

zelfallprüfung nach § 3 Abs 4 UVP-G 2000 vorzunehmen. Da die Trassenlänge von

20,75 km die Bagatellschwelle der Z 13 lit e Anhang 1 UVP-G 2000 überschreitet, sei

auch eine Kumulationsprüfung durchzuführen.

8.9.4Richtig ist, dass der UVP-Tatbestand des Anhanges 1 Z 13 lit e zum UVP-G

2000 auch Rohrleitungen zum Transport von Fernwärme erfasst. Dies gilt aber nur

für Rohrleitungen mit einem Innendurchmesser von mindestens 1.000 mm. Wie im

Feststellungsantrag dargelegt, sieht das gegenständliche Vorhaben Rohrleitungen

mit einem Innendurchmesser von DN 250 - 500 mm vor. Leitungen dieser Dimension

sind von Anhang 1 Z 13 lit e UVP-G 2000 nicht erfasst. Aus diesem Grund ist auf das

Vorhaben der UVP-Tatbestand des Anhanges 1 Z 13 lit e zum UVP-G 2000 nicht an-

zuwenden, sodass  unabhängig von der Berührung schutzwürdiger Gebiete - auch

keine Notwendigkeit einer Einzelfallprüfung nach § 3 Abs 4 UVP-G 2000 besteht.

Grundvoraussetzung für die - von der Marktgemeinde weiters angezogene - Notwen-

digkeit einer Kumulationsprüfung nach § 3 Abs 2 UVP-G 2000 ist ein Vorhaben, das

zwar einem UVP-Tatbestand entspricht, dessen Kapazität aber unter dem festgeleg-

ten UVP-Schwellenwert liegt. Dies ist hier nicht der Fall, da die Transportleitungen

aufgrund ihres Innendurchmessers gar nicht unter Anhang 1 Z 13 lit e zum UVP-G

2000 fallen. Daher ist auch keine Kumulationsprüfung nach § 3 Abs 2 UVP-G 2000

erforderlich.

8.9.5 Im Zusammenhang mit den vorhabensbedingten Rodungen führt die Marktge-

meinde Laxenburg aus, dass zu prüfen sei, ob durch die Kumulation mit anderen

gleichartigen Rodungen im räumlichen Zusammenhang die Schwellenwerte gemäß

Anhang 1 Z 46 lit. e UVP-G erreicht werden. Ferner sei zu prüfen, ob im räumlichen

Zusammenhang in den betreffenden Gebieten Rodungen bereits bestehen oder ge-
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nehmigt wurden, sodass die Schwellenwerte kumulativ oder die Bagatellgrenze

überschritten werden.

8.9.6Tatsächlich liegt die vorhabensgegenständliche Rodungsfläche von 1,3 ha weit

unter 25 % der Schwellenwerte der einschlägigen Tatbestände iSd Anhanges 1 Z 46

zum UVP-G 2000. Nach dem Gesetzeswortlaut und der Judikatur hatte die Behörde

daher keine Kumulationsprüfung nach § 3 Abs 2 UVP-G 2000 durchzuführen.

9 Rechtliche Würdigung

9.1 Ein Vorhaben unterliegt nur dann der Verpflichtung zur Durchführung einer

Umweltverträglichkeitsprüfung, wenn ein Tatbestand im Sinn des § 3 oder § 3a

UVP-G 2000 iVm Anhang 1 zum UVP-G 2000 erfüllt wird.

9.2 Durch das gegenständliche Vorhaben wird nun gerade kein Tatbestand im Sinn

des § 3 oder § 3a UVP-G 2000 iVm Anhang 1 zum UVP-G 2000 erfüllt, weshalb das

Vorhaben nicht der Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-

fung unterliegt.

9.3 Da auch die relevanten Bagatellschwellen nicht erreicht werden, war keine Ein-

zelfallprüfung anzustellen.

9.4 Das antragsgegenständliche Vorhaben ist nicht UVP-pflichtig.

10 Zusammenfassung

10.1 Von der Behörde war zu prüfen, ob durch das geplante Vorhaben ein Tatbe-

stand im Sinn des § 3 oder § 3a UVP-G 2000 iVm Anhang 1 zum UVP-G 2000 erfüllt

wird. Dies ist nicht der Fall. Mangels Erreichung der relevanten Bagatellschwellen

war auch keine Einzelfallprüfung durchzuführen.

10.2 Aufgrund des Ergebnisses des Ermittlungsverfahrens und der rechtlichen Beur-

teilung dieses war die im Spruch angeführte Feststellung zu treffen.

10.3 Die Kosten (Gebühren-) -vorschreibung erfolgt zulässigerweise gesondert.

Rechtsmittelbelehrung

Sie haben das Recht gegen diesen Bescheid Beschwerde zu erheben.
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Die Beschwerde ist innerhalb von vier Wochen nach Zustellung dieses Bescheides

schriftlich oder in jeder anderen technisch möglichen Weise bei uns einzubringen.

Sie hat den Bescheid, gegen den sie sich richtet, und die Behörde, die den Bescheid

erlassen hat, zu bezeichnen. Weiters hat die Beschwerde die Gründe, auf die sich

die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, das Begehren und die Angaben, die er-

forderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist, zu

enthalten.

Die Höhe der Pauschalgebühr für Beschwerden, Wiedereinsetzungsanträge und

Wiederaufnahmeanträge (samt Beilagen) beträgt 50 Euro.

Hinweise:

Die Gebühr ist auf das Konto des Finanzamtes Österreich (IBAN: AT83 0100 0000

0550 4109, BIC: BUNDATWW) zu entrichten. Als Verwendungszweck ist das Be-

schwerdeverfahren (Geschäftszahl des Bescheides) anzugeben.

ist als Empfänger das Finanzamt Österreich (IBAN wie zuvor) anzugeben oder aus-

zuwählen. Weiters sind die Steuernummer/Abgabenkontonummer 109999102, die

-

der Betrag anzugeben.

Der Eingabe ist - als Nachweis der Entrichtung der Gebühr - der Zahlungsbeleg oder

ein Ausdruck über die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung anzuschließen.

Für jede gebührenpflichtige Eingabe ist vom Beschwerdeführer (Antragsteller) ein

gesonderter Beleg vorzulegen.

Ergeht an:
1. Gemeinde Achau, z. H. der Bürgermeisterin, Hauptstraße 23, 2481 Achau
2. Gemeinde Zwölfaxing, z.H. des Bürgermeisters, Schwechater Straße 46, 2322

Zwölfaxing
3. Marktgemeinde Himberg, z. H. des Bürgermeisters, Hauptstraße 38, 2325

Himberg
4. Marktgemeinde Laxenburg, z. H. des Bürgermeisters, Schloßplatz 7-8, 2361

Laxenburg
5. Marktgemeinde Biedermannsdorf, z.H. des Bürgermeisters, Ortsstraße 46, 2362

Biedermannsdorf
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6. Marktgemeinde Wiener Neudorf, z. H. des Bürgermeisters, Europaplatz 2, 2351
Wiener Neudorf

7. NÖ Umweltanwaltschaft, Wiener Straße 54, 3109 St. Pölten
8. Bezirkshauptmannschaft Bruck an der Leitha, Fischamender Straße 10, 2460

Bruck an der Leitha
9. Bezirkshauptmannschaft Mödling, Bahnstraße 2, 2340 Mödling
10. Landeshauptfrau von NÖ, als wasserwirtschaftliches Planungsorgan
11. Landeshauptfrau von NÖ, vertreten durch das Amt der NÖ Landesregierung,

Abteilung Wasserrecht und Schifffahrt - WA1
 als mitwirkende Behörde nach dem WRG
12. Bundesministerium für Finanzen (BMF) - Montanbehörde Ost, Denisgasse 31,

1200 Wien
 als mitwirkende Behörde nach dem MinroG
13. Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz,

Regionen und Wasserwirtschaft (BMLUK), Abteilung VI/5, Anlagenbezogener
Umweltschutz, Umweltbewertung und Luftreinhaltung, Abteilung VI/5, Stubenring
1, 1010 Wien

 zur Kenntnis

NÖ Landesregierung

Im Auftrag

Mag. L a c k e n b u c h e r, LL.M.


